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Es geht um mehr als Food Überzeitstunden im unterjährigen 
 Arbeitsverhältnis
Arbeitsrecht  Das Bundesgericht hat entschieden, dass der Arbeitgeber auch bei unterjährigen Arbeitsver-

hältnissen nicht verpflichtet ist, Überzeitstunden vollständig zu entschädigen.

Abstimmung Zwei Volksinitiativen, über die wir im Herbst abstimmen, verlangen rigorose Vorschriften zur 

Produktion von Lebensmitteln. Sie stehen im Konflikt mit der internationalen Handelspolitik und sind deshalb 

klar abzulehnen.

text regiNe Sauter

Am 23. September stimmen wir über 
zwei Volksinitiativen ab, welche sich 
mit unserem Speisezettel befassen: Die 
«Fair-Food-Initiative» verpflichtet den 
Staat, die ökologischen und sozialen 
Anforderungen an die Herstellung und 
den Verkauf von Lebensmitteln stark 
zu erhöhen. Produktionsvorschriften 
im In- und Ausland sollen gewähr-
leisten, dass in der Schweiz nur noch 
Lebensmittel verkauft werden dürfen, 
die umwelt- und ressourcenschonend, 
tierfreundlich und unter fairen Arbeits-
bedingungen hergestellt wurden. Der 
Import von Lebensmitteln, die diese 
Standards nicht erfüllen, wäre nicht 
mehr möglich. 

Die «Initiative für Ernährungs-
souveränität» der Bauerngewerkschaft 
Uniterre will die heutige Landwirt-
schafspolitik radikal verändern. Sie 
fordert umfassende staatliche Eingriffe 
und Regulierungen, um insbesondere 
die kleinbäuerliche Landwirtschaft zu 
fördern. Lebensmittel sollen nur noch 
regional produziert und verkauft wer-
den. Um eine Produktion von Lebens-
mitteln gemäss den in der Schweiz 
geltenden sozialen und ökologischen 
Bedingungen zu fördern, können Ein-
fuhrzölle erhoben und Importverbote 
erlassen werden. 

Weniger Auswahl für Konsumenten
Beide Initiativen werden von Bundesrat 
und Parlament klar abgelehnt. Sie wür-
den zu einer Verteuerung der Lebensmit-
tel im Inland, einer Einschränkung der 
Auswahl an Produkten für Konsumen-
tinnen und Konsumenten sowie einer 
grossen Bürokratie führen. Die Durch-
setzung schweizerischer Produktions-
standards im Ausland ist illusorisch. 
Ergebnis wäre, dass viele ausländische 
Lebensmittel auf dem Schweizer Markt 
nicht mehr zugelassen werden dürften. 

Aus Sicht der Wirtschaft stellt sich 
ein zusätzliches Problem: Beide Initia-
tiven stehen im Konflikt zum interna-
tionalen Handelsrecht und im Wider-
spruch zu praktisch allen bestehenden 

text HaNS Strittmatter

Auf die Entschädigung von Überzeit 
kann bei bestimmten Berufsgruppen bis 
maximal 60 Stunden pro Kalenderjahr 
vorgängig schriftlich verzichtet werden. 
Unklar war bis anhin, ob der Arbeit-
geber gestützt auf eine solche vertrag-
liche Wegbedingungsklausel die vollen 
60 Stunden vom Überzeitsaldo auch 
im unterjährigen Arbeitsverhältnis in 
Abzug bringen kann oder nur pro rata 
temporis. Das Bundesgericht hat diese 
Frage in einem neueren Entscheid nun 
entschieden.

Entschädigung vertraglich ausge-
schlossen
Dabei ging es um einen Arbeitneh-
mer, der vorerst als Geschäftsführer 
und anschliessend im Nachgang einer 
Fusion als Projektleiter tätig war. In bei-
den Arbeitsverträgen wurde die Über-
stundenentschädigung ausdrücklich 
ausgeschlossen. Ein Anspruch für die 
Überstunden und für die ersten 60 Über-

zeitstunden (Art. 13 Abs. 1 ArG) fiel also 
weg. Für die Geschäftsführertätigkeit 
wurde hinsichtlich der Überzeit eine 
höhere leitende Tätigkeit angenommen 
(Art. 3 lit. d ArG), so dass das Arbeits-
gesetz gar nicht erst zur Anwendung 
kam (kein Anspruch auf Entschädigung 
bzw. Kompensation der Überzeit). Für 
die Dauer, während der der Arbeitneh-
mer hingegen als Projektleiter tätig war, 
waren die Bestimmungen zur Überzeit 
relevant. 

Überzeitsaldo kann gekürzt werden 
Das Bundesgericht hat den vom Arbeit-
nehmer geltend gemachten Überzeit-
anspruch danach wie folgt berechnet: 
Es wurde festgestellt, dass der Arbeit-
nehmer für die gesamte beanspruchte 
Zeitspanne (1. November 2007 bis 31. 
Mai 2010) 7105 Arbeitsstunden geleistet 
hatte. Um die entschädigungspflichtigen 
Überzeitstunden auszumachen, wurden 
davon die auf der Basis von 52 Wochen à 

45 Stunden berechneten Höchstarbeits-
zeiten (insgesamt 6045 für 31 Monate) 
sowie die nicht zwingend zu entschä-
digenden 60 Stunden pro Kalenderjahr, 
insgesamt 240 Stunden, abgezogen. Das 
Bundesgericht räumte dem Arbeitgeber 
für die Zeitspanne vom 1. November 
2007 bis zum 31. Mai 2010 im Ergebnis 
also die Möglichkeit ein, den Überzeit-
saldo um jeweils 60 Stunden pro Kalen-
derjahr zu kürzen. 

Damit beantwortete das Bundes-
gericht die Frage, wie es sich mit diesem 
60-Stunden-Kredit im unterjährigen 
Arbeitsverhältnis verhält, insbeson-
dere im Eintritts- und im Austrittsjahr. 
Es entschied sich für die Lösung, dass 
auch für die unterjährigen Kalender-
jahre, in denen das Arbeitsverhältnis 
nur teilweise bestand, die vollen 60 
Überzeitstunden nicht abgegolten bzw. 
kompensiert werden müssen.

www.vzh.ch

Freihandels abkommen. Auch im Rah-
men der WTO darf ein Mitgliedstaat den 
Import von substanziell gleichartigen 
Produkten nicht erschweren oder ver-
bieten. Zollabstufungen und Bindungen 
von Zollkontingenten an Qualitätskrite-
rien sind klar WTO-widrig.

Die Schweiz kann sich keine gröbe-
ren Verletzungen dieser Verträge leis-
ten. Wir würden uns damit vielmehr 
selber schaden. Unsere Freihandels-
partner könnten die Abkommen ausser 
Kraft setzen, diverse Zolltarife wür-
den ansteigen, Strafmassnahmen – die 
direkt die Wirtschaft treffen – wären 
wahrscheinlich.

Die Schweiz braucht den Zugang zu 
internationalen Märkten
Bereits die heutige Landwirtschafts-
politik steht einer weiteren Öffnung 
internationaler Märkte für unsere 
Exportwirtschaft entgegen. Eine zusätz-
liche Abschottung unseres Marktes mit 
weiteren Zöllen, wie dies beide Ini-
tiativen fordern, wäre völlig verfehlt. 
Unsere kleine Binnenwirtschaft ist auf 
den internationalen Austausch ange-
wiesen, wenn sie weiterhin erfolgreich 
sein und wachsen können soll. Es muss 
möglich sein, neue Freihandelsabkom-
men abzuschliessen.

In naher Zukunft sind solche Abkom-
men mit den lateinamerikanischen 

Staaten geplant, zudem spielt Südost-
asien eine wichtige Rolle. Aber diese 
Länder wollen – und das zu Recht – auch 
ihre landwirtschaftlichen Produkte 
in die westlichen Länder exportieren 
dürfen. Kaum eine Verhandlungs partei 
wird dann Handelsvorschriften für Nah-
rungsmittel akzeptieren, wie sie die Ini-
tiativen verlangen.

Alle Wirtschaftsbereiche betroffen
Von den Initiativen betroffen ist die 
Schweizer Handelspolitik in ihrer 
Gesamtheit, also nicht nur die Agrar- 
und Lebensmittelbranche, sondern 
sämtliche in den Handel eingebunde-
nen Wirtschaftsbereiche. In diesem 
Sinne geht es um mehr als «Food», es 
geht um Arbeitsplätze in der Schweiz 
und um die Erhaltung unseres Wohl-
standes. Eine rigide, protektionistische 
Landwirtschaftspolitik, dies die Vision 
der Initiativen, hätte massive negative 
Auswirkungen auf unsere gesamte 
Volkswirtschaft. Beide Initiativen sind 
im Interesse unseres Wirtschaftsstand-
ortes deshalb klar abzulehnen. 

Bei annahme der initiativen könnte der Schuss nach hinten losgehen. Foto: iStock/gilaxia
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D i e  A u t o r i n

Dr. regine Sauter ist Direktorin der zürcher 
Handelskammer und Nationalrätin (FDP).

Der Verband Zürcher Handelsfirmen 
(VZH) ist mit seinen rund 2300 mit-
gliedsfirmen eine starke Stimme der 
arbeitgeber im wirtschaftsraum zürich. 
Die mitgliedsfirmen profitieren u. a. von 
der kostenlosen rechtsberatung im 
arbeits- und Sozialversicherungsrecht 
und den regelmässig erscheinenden 
mitteilungsblättern mit aktuellen perso-
nalrechtlichen und -politischen informa-
tionen wie gerichtsurteilen, Checklisten, 
gesetzesneuerungen, Veranstaltungshin-
weisen u. v. m.


